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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 4 AS 14/09 B 
 
L 13 AS 4146/08 (LSG Baden-Württemberg) 
S 13 AS 6199/07 (SG Freiburg) 
 
 
 
……………………… , 
 
 
 Kläger, Antragsteller  
 und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Arbeitsgemeinschaft Breisgau-Hochschwarzwald, 
Lehenerstraße 77, 79106 Freiburg, 
 
 Beklagte, Antragsgegnerin  
 und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. März 2009 durch den 
Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S c h l e g e l   sowie den Richter   Dr.  V o e l z k e 
und die Richterin   S.  K n i c k r e h m   
beschlossen:  
 
Die erneute Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 
des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 9. Dezember 2008 wird als unzu- 
lässig verworfen.  
 
Der Antrag des Klägers auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wird zurückgewiesen. 
 
Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die vom Kläger mit Schreiben vom 9.2.2009 neuerlich eingelegte Beschwerde ist unzulässig, 

denn sie kann, worauf der Senat in seinem Beschluss vom 23.1.2009 den Kläger bereits hin-

gewiesen hat, nur durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten (§ 73 Abs 4 SGG) ein-

gelegt werden. Der Kläger hat zudem die in § 160a Abs 1 Satz 2 SGG geregelte Frist zur Ein-

legung der Beschwerde beim Bundessozialgericht von einem Monat nach Zustellung des an-

gefochtenen Urteils versäumt. Die nicht zulässige Beschwerde ist nach § 160 Abs 4 Satz 2 

Halbsatz 2 iVm § 169 SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu ver-

werfen.  

 

Gründe für eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (§ 67 SGG) werden mit dem un-

substantiierten Vorbringen, der Kläger sei einem "Scharlatan aufgesessen", nicht geltend ge-

macht.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung von § 193 SGG. 
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